
Auf den ersten Blick mag folgende Annahme einleuchtend erscheinen: Es gibt so 
wenig Reiche, dass bei diesen steuerlich nichts zu holen ist. Insofern können Ver-
mögenssteuern auch nichts einbringen. Gleichzeitig wird betont, Vermögenssteuern 
seien nur dann einträglich, wenn sie die breite Bevölkerung träfen. Diese Meinung 
kann man nur vertreten, wenn man keine Vorstellung von der Höhe der Vermögens-
substanz und der Ausprägung der Vermögensverteilung hat oder dies bewusst ver-
schweigt. 
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Das Netto-Privatvermögen lag in Deutschland laut den 
Daten des Deutschen Instituts für Wirtschaftsforschung 
(DIW) 2007 bei 6,6 Billionen Euro (Frick und Grabka, 
2009). Um diesen Betrag einordnen zu können, lohnt 
sich der Blick auf ein paar weitere Kennzahlen: Dem Sta-
tistischen Bundesamt und dem Bundesministerium der 
Finanzen zufolge lag das Bruttoinlandsprodukt 2007 bei 
2,4 Billionen Euro und das Steuer- und Abgabenaufkom-
men bei 938 Milliarden Euro. 
Folgende Annahme: Würde nun die gesamte Privatver-
mögenssubstanz pro Jahr mit einem Prozent besteuert, 
hätte dies für das Jahr 2007 zusätzliche Einnahmen von 
66 Milliarden Euro bzw. 7,0 Prozent des Steuer- und Ab-
gabenaufkommens ergeben. 

Dies ist natürlich kein ernst gemeinter Vorschlag für eine 
Vermögensbesteuerung, die für sich in Anspruch nimmt, 
gezielt ausgerichtet und deshalb berechtigt zu sein. An-

hand dieses Beispiels wird jedoch deutlich, welches be-
achtliche Steuerpotenzial theoretisch in der Vermögens-
besteuerung steckt. 
Die entscheidende Frage hinsichtlich der Besteuerung 
von Vermögen lautet nämlich nicht, wie viele Reiche gibt 
es, sondern wie viel Reichtum ist vorhanden? In einem 
nächsten Schritt muss herausgefunden werden, wie die-
ses Vermögen verteilt ist, damit klar wird, wie viele Men-
schen von einer entsprechenden Besteuerung überhaupt 
betroffen wären. 

Für das Gesamtvermögen wurden vom DIW im Jahr 
2007 folgende Schätzungen vorgenommen: Die „Su-
perreichen“, also das reichste Prozent der Bevölkerung, 
hält 23 Prozent des Vermögens. Die „Wohlhabenden“, 
die obersten zwei bis zehn Prozent, verfügen über rund 
38 Prozent des Vermögens. Die „restliche Bevölkerung“, 
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rund neunzig Prozent, besitzen rund 39 Prozent des Ver-
mögens (Frick und Grabka, 2009), wie auch aus Abbil-
dung 1 zu entnehmen ist. Die extrem ungleiche Vertei-
lung der Vermögenssubstanz ergibt sich vor allem aus 
der massiven Konzentration von Immobilien- und direk-
tem Unternehmensvermögen. Letzteres besitzen über-
haupt nur vier Prozent der Bevölkerung. So konstatiert 
das DIW: „Mehr als zwei Drittel der Gesamtbevölkerung 
besaßen dagegen kein oder nur ein sehr geringes indivi-
duelles Nettovermögen.“

Das DIW verweist außerdem darauf, dass nur die Hälfte 
der erwachsenen Deutschen über Geldvermögen verfügt 
und nur 30 Prozent über Immobilienvermögen. Überdies 
hat in den letzten Jahren zunehmend eine Vermögens-
konzentration stattgefunden: Zwischen 2002 und 2005 
konnte das oberste Bevölkerungszehntel (Dezil) seinen 
Anteil am Gesamtvermögen von 57,9 Prozent auf 61,1 
Prozent steigern. Alle übrigen Dezile, also 90 Prozent der 
Bevölkerung, wiesen 2007 einen geringeren Anteil am 
Gesamtvermögen auf als noch 2002.
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Individuelles Nettovermögen nach Dezilen in Deutschland, 
2002 und 2007 (Quelle: SOEP, Berechnungen des DIW Berlin)

 
 

Der Vergleich der Vermögensbezogenen Besteuerung 
in Abbildung 2 zeigt deutlich, dass Deutschland bei den 
vermögensbezogenen Steuern am unteren Ende ran-
giert. Diese Steuerstruktur ist weder Gott gegeben noch 
(ausschließlich) von externen Sachzwängen determi-
niert. Die Besteuerung von Vermögen ist ebenso poli-
tisch gestaltbar wie jede andere Form von Besteuerung 
auch. In der Schweiz beispielsweise werden Steuern auf 
das betriebliche und private Nettovermögen auf kanto-
naler und kommunaler Ebene erhoben. Die Höhe der 
Steuersätze wird innerhalb eines gewissen Rahmens von 
den Kantonen und Kommunen selbst festgelegt. So hat 
2004 die Vermögenssteuer in der Schweiz beachtliche 
4,8 Prozent zum gesamten Abgabenaufkommen beige-
tragen und belief sich im Jahr 2008 auf 1,4 Prozent des 
BIP. Die vermögensbezogenen Steuern insgesamt ha-
ben in der Schweiz mit einem Anteil von 8,5 Prozent des 
Steueraufkommens bzw. knapp 2,5 Prozent des BIP eine 
hohe Bedeutung. 
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Aus Abbildung 2 wird ersichtlich, wie klein der Anteil ver-
mögensbezogener Steuern in Deutschland im Vergleich 
zu anderen Industriestaaten ist. 

Vermögensbezogene Steuern in OECD-Staaten in Prozent des 
BIP 2008 (Quelle: OECD)
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Dass vermögensbezogene Steuern generell nicht ein-
träglich sind, ist schlicht und ergreifend falsch, wie die 
Daten aus vielen OECD-Staaten belegen. Tatsächlich 
hängt die fiskalische Wirkung wie bei jeder Steuerart von 
der Wahl der Bemessungsgrundlage und des Steuersat-
zes ab. Gerade die angelsächsischen Länder mit ihren 
vergleichsweise hohen Steuererträgen aus Grundsteu-
ern zeigen, dass ein höherer Beitrag vermögensbezoge-
ner Steuern am Steueraufkommen eine reine Frage des 
politischen Willens ist. Wenn also die vermögensbezoge-
nen Steuern in Deutschland wenig einbringen, liegt das 
daran, dass diese nur in einem geringen Umfang einge-
zogen werden und wenn sie doch erhoben werden, die 
Bemessungsgrundlagen für diese Steuern sehr niedrig 
sind bzw. im Fall der Grundsteuer nicht den Marktpreisen 
entsprechen.

Das Aufkommenspotenzial verschiedener Vermögens-
steuermodelle für Deutschland wurde bereits mehrmals 
geschätzt. Abbildung 3 bietet eine Übersicht über das 
steuerliche Aufkommenspotential der verschiedenen 
Vermögenssteuermodelle.
Für eine Vermögenssubstanzbesteuerung mit einem 
Steuersatz von einem Prozent bei einem Freibetrag von 
200.000 Euro, sowie weiteren Freibeträgen für Kinder 
und Betriebsvermögen, ergäbe sich laut Berechnungen 
des DIW ein Steueraufkommen von gut 7 Mrd. Euro oder 
0,3 Prozent des BIP (Bach et al., 2004). In diesem Modell 
wäre die Vermögenssteuer jedoch auf die Einkommens-
steuer bzw. die Körperschaftssteuer anrechenbar. 
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Im Auftrag der Grünen hat das DIW 2011 das Aufkom-
men einer zeitlich begrenzten Vermögensabgabe errech-
net. Bei diesem Entwurf wird der Freibetrag bei 1 Mio. 
Euro angesetzt. Für Kinder gibt es nochmals großzügige 
Freibeträge, für Betriebsvermögen steigt der Freibetrag 
auf 2 Mio. Euro. Eine Anrechnung auf Einkommens- oder 
Körperschaftssteuer ist nicht vorgesehen. In diesem Mo-
dell mit einem Steuersatz von 0,67 Prozent ergibt sich 
ein Aufkommen von 10 Mrd. Euro oder 0,4 Prozent des 
BIP (Bach et al., 2010).

Das DIW hat auch eine weitere Variante durchgerech-
net, bei der der Freibetrag „nur“ 500.000 Euro beträgt 
und das Vermögen jenseits des Freibetrags mit einem 
Steuersatz von einem Prozent besteuert wird. In diesem 
Fall ist mit einem Aufkommen von bis zu 21 Mrd. Euro zu 
rechnen (Bach et al., 2010). Mit rund 2 Prozent Anteil am 
gesamten Steuer- und Abgabenaufkommen, respektive 
mit 0,8 Prozent am BIP, würde das letztgenannte Modell 
trotz substantieller zusätzlicher Einnahmen immer noch 
deutlich unter dem Aufkommen der schweizer Vermö-
genssteuer liegen, wo das Aufkommen aus der Vermö-
genssteuer 1,4 Prozent des BIP beträgt.

Schätzungen für das Steueraufkommen bei verschiedenen 
Formen von Vermögenssteuern (Quelle: DIW)
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Es ist also offensichtlich, dass es nicht nur eine beträcht-
liche Vermögenssubstanz gibt, sondern dass diese zu-
dem auf wenige Reiche konzentriert ist. Ob die Bevölke-
rungsmehrheit durch Vermögenssteuern belastet wird, 
hängt folglich in erster Linie davon ab, wie die Politik die 
Besteuerung von Vermögen gestaltet. Ist eine Vermö-
genssteuer darauf angelegt, dass nur die reichsten zehn 
Prozent betroffen sind, so besteuert man immer noch 
61 Prozent der gesamten privaten Vermögenssubstanz. 

Die Aussage, es gäbe so wenig Reiche, dass bei diesen 
steuerlich nichts zu holen ist, ist schlicht falsch. Im Ge-
genteil, es ist genau umgekehrt - nur bei den Reichen 
ist viel zu holen, weil diese fast das gesamte Vermögen 
besitzen. Von Vermögenssteuern, die gezielt erhoben 
würden, wären 90 Prozent der Bevölkerung also kaum 
bis gar nicht betroffen.
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